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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Übergangsvergütung für die am Ende des Wirtschaftsjahres 1973/1974 
vorhandenen Bestände an Mais auf Null 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr /74 insbe- 

sondere auf Artikel 9 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
120/67/EWG vorgesehene Übergangsvergütung ist 
für am Ende des Wirtschaftsjahres vorhandene Be- 
stände an Mais gemäß Absatz 3 desselben Artikels 
höchstens gleich dem Unterschied zwischen dem im 
letzten Monat des Wirtschaftsjahres 1973/74 gelten- 
den Richtpreis und dem Richtpreis des ersten Mo- 
nats des Wirtschaftsjahres 1974/75. Da dieser Unter- 
schied als unbedeutend angesehen werden kann, 
ist es angezeigt, diese Übergangsvergütung auf 
Null festzusetzen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Übergangsvergütung für die am Ende des Wirt- 
schaftsjahres 1973/74 vorhandenen Bestände an 
Mais wird auf Null festgesetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom ...... S. ... 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
14. Juni 1974 - 1/4 - 680 70- E- Ma 27/74: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 20. Mai 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Note über die finanziellen Auswirkungen der Festsetzung 
der Übergangsvergütung für Mais (1973/1974) auf Null und der Festsetzung 
der Beihilfe bei der Erzeugung von Hartweizen (1974/1975) 


Der Betrag der Ausgleichsvergütung für Mai, der 
sich am Ende des Wirtschaftsjahres auf Lager be- 
fand, betrug für das letzte Wirtschaftsjahr 1972/ 
1973 5.78 Rechnungseinheiten je Tonne, und zwar 
den Unterschied zwischen dem Richtpreis für diese 
Getreideart am Ende des alten und am Beginn des 
neuen Wirtschaftsjahres. 

Dieser Unterschied betrug für das laufende Wirt- 
schaftsjahr 0.12 Rechnungseinheiten je Tonne, der 
Rat hat daher den Betrag der Übergangsvergütung 
für Mais auf Null festgesetzt. Die Ersparnis gegen- 
über dem letzten Wirtschaftsjahr beträgt demnach 
5.78 Rechnungseinheiten je Tonne. 

Hinsichtlich der Beihilfe bei der Erzeugung von 
Hartweizen beträgt der Unterschied zwischen dem 
Betrag der Beihilfe für das laufende Wirtschafts- 
jahr (37.23 RE/t) und dem für das Wirtschaftsjahr 
1974/1975 (30.00 RE/t) 7.23 Rechnungseinheiten je 
Tonne. 

Bei einer geschätzten Hartweizenerzeugung in der 
Gemeinschaft von 3.2 bis 3.5 Millionen Tonnen wird 
die Ersparnis für den EAGFL bei 25 Millionen 
Rechnungseinheiten liegen. 
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Begründung 


Die Hausse der, Getreidepreise einschließlich Mais, 
die vorwiegend während der ersten 3 Monate die- 
ses Jahres vorherrschte, hat den Markt der Ge- 
meinschaft stark beeinflußt. Die Kommission hat 
infolgedessen dem Rat für dieses Jahr keinen Vor- 
schlag bezüglich einer Übergangsvergütung am 
Ende des Wirtschaftsjahres für alle die Getreide- 
arten, für die eine wahlfreie Vergütung vorge- 
sehen war, unterbreitet. Für Mais, für den diese 
Vergütung verbindlich war, hat der Rat beschlos- 
sen, die Übergangsvorschriften auf Null festzusetzen, 
da die Differenz zwischen dem Richtpreis zu Beginn 
des neuen und Ende des alten Wirtschaftsjahres 
nur 0.12 Rechnungseinheiten je Tonne beträgt. 

Es ist jedoch angebracht darauf hinzuweisen, daß 
sich die Lage auf dem Weltmarkt für Getreide 
während dieser letzten Monate weiter entwickelt 
hat und man gegenwärtig noch nicht weiß, wie die 
Marktlage gegen Ende dieses Wirtschaftsjahres 
sein wird. 

Es muß infolgedessen in Betracht gezogen werden, 
daß sich Lagerschwierigkeiten auf Interventions- 
ebene beim Übergang vom laufenden Vermark- 
tungsjahr zum Wirtschaftsjahr 1974/1975 ergeben 
könnten. 

Die Lage muß daher mit Aufmerksamkeit verfolgt 
werden. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der Beihilfe 
für die Erzeugung von Hartweizen für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1346/73^), ins- 
besondere auf Artikel 10, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 10 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG ist der Betrag der Beihilfe für Hartweizen 
gleich dem zu Beginn des Wirtschaftsjahres be- 
stehenden Unterschied zwischen dem garantierten 
Mindestpreis und dem Interventionspreis des Han- 
delsplatzes der Zone mit dem größten Überschuß. 
Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 wurden der ga- 
rantierte Mindestpreis für Hartweizen sowie der 
für den Handelsplatz der Zone mit dem größten 
Überschuß gültige einzige Interventionspreis durch 

die Verordnung (EWG) Nr des Rates vom .... 

.... zur Festsetzung der einheitlichen Interven- 
tionspreise für Gerste, Roggen, Hartweizen und 
Mais, sowie der wichtigsten Handelsplätze für 
Weichweizen und zur Festsetzung der entsprechen- 
den abgeleiteten Interventionspreise für das Wirt- 
schaftsjahr 1974/1975^) festgesetzt — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Im Wirtschaftsjahr 1974/1975 beträgt die in Arti- 
kel 10 der Verordnung Nr. 120/67/EWG vorgese- 
hene Beihilfe für Hartweizen = 0, — Rechnungs- 
einheiten je Tonne. 

Artikel2 

Die Artikel 2 bis 5 der Verordnung Nr. 135/67/ 
EWG des Rates vom 13. Juni 1967 über die Beihilfe 
für Hartweizen finden auch im Wirtschaftsjahr 1974/ 
1975 Anwendung. 

Artikel 3 

Die Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 28. Mai 1973, S. 8 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom , S. ... 


5 



Drucksache 7/2274 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Begründung 


Der Rat hat anläßlich seiner Sitzung vom 23. März 
1974 beschlossen, das Regime der Beihilfe bei der 
Erzeugung von Hartweizen für das Wirtschaftsjahr 
1974/1975 beizubehalten und hat den Betrag der 
Beihilfe auf 30.00 Rechnungseinheiten je Tonne fest- 
gesetzt. 

Diese Beihilfe stellt nach der in den vergangenen 
Jahren benutzten Berechnungsmethode den Unter- 
schied zwischen dem garantierten Mindestpreis und 
dem einzigen Interventionspreis dar. 
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